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Bessere Tarife, sonst
gibt’s keine Ruhe

MOMENT MAL!
Die Tarifrunden 
für die Beschäf-
tigten im Einzel-
handel sowie im 
Groß- und Au-
ßenhandel ha-
ben begonnen. 
Aus Sicht der 
Auszubildenden 
und jungen Ar
beitnehmer*in
nen im Handel werden in diesem Jahr 
dabei wichtige Signale gesendet. Denn 
angesichts des Nachwuchsmangels im 
Handel müssten die Arbeitgeber guten 
Lohn und gute Arbeitsbedingungen 
bieten, damit junge Menschen sich für 
eine Ausbildung im Handel entschei-
den. ver.di fordert in den anstehenden 
Tarifrunden im Handel in vielen Tarif-
gebieten 100 Euro monatlich mehr für 
die Auszubildenden – und dieses Plus 
wird dringend benötigt, weil Mieten 
und Lebenshaltungskosten für alle 
steigen. Mindestens genauso wichtig 
ist die Forderung, die Tarifverträge im 
Handel für allgemeinverbindlich zu 
erklären. Nur mit diesem Schritt kann 
die verbreitete Tarifflucht gestoppt und 
können die Bedingungen wieder für 
alle angeglichen werden. Die ver.di-
Jugend im Handel wird in der Tarifrun-
de ihren Beitrag für das Erreichen 
dieser wichtigen Ziele leisten!

MARCEL VOGES  
VER.DI-JUGENDSEKRETÄR FÜR DEN HANDEL

Fortsetzung auf Seite 2
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NR.2 18. JAHRGANG

MAI 2019 Es wird deutlich heißer im Tarifgeschäft. 
Für den Mai stehen die Signale jetzt 

auf Aktionbereitschaft, um – auch mit 
Hilfe von Streiks – spürbar bessere Ein­
kommen durchsetzen zu können. Die 
aktive Teilnahme möglichst vieler Kol­
leginnen und Kollegen ist gefragt. Ihr seid 
ver.di: Macht mit, schließt euch zusam­
men, solidarisiert euch!

Die absehbare Konfrontation kündig­
te sich schon ab Mitte April in den ers­
ten Verhandlungsrunden für den Groß- 
und Außenhandel sowie für den Ein­
zelhandel an, wo die Arbeitgeber jeweils 
ohne Angebot auftauchten. »Ich halte 
das für eine riesige Unverschämtheit«, 
meint Jürgen Schulz, der direkt im Ta­
rifgeschehen mitmischt. Er ist Betriebs­
ratsvorsitzender bei der Elektronikkette 
Saturn in Bielefeld und gehört der großen 
Tarifkommission (TK) für den Einzelhan­
del in Nordrhein-Westfalen an. Dort und 
in weiteren Bundesländern fordert ver.di 
um 6,5 Prozent höhere Löhne und Ge­
hälter, mindestens aber 163 Euro. In 
anderen Tarifregionen beläuft sich die 
Hauptforderung auf 1 Euro mehr pro 
Stunde. Die Ausbildungsvergütungen 
sollen jeweils um 100 Euro angehoben 
werden. Für den Einzelhandel in Sach­
sen/Sachsen-Anhalt/Thüringen verlangt 

die dortige TK eine Erhöhung um 2 Cent 
pro Minute, also 1,20 Euro pro Stunde. 
Damit soll der Wert jeder Minute be­
sonders hervorgehoben werden, da es 
häufig nicht bezahlte (»graue«) Mehr­
arbeit im Handel gibt. 

 
AVE heißt auch: 
Tarifflucht zwecklos

Die Stimmung im Handel sei kämpfe­
risch, berichtet Jürgen Schulz aus NRW. 
Der Tarifausstieg von Galeria Kaufhof 
und real hätte daran keinen Abbruch 
getan. »Auch die Forderung nach all­
gemeinverbindlichen Tarifverträgen 
wird breit getragen.« Mit dem Ziel, der 
wachsenden Erwerbs- und Altersarmut 
im Handel entgegenzuwirken, fordern 
alle ver.di-Tarifkommissionen aus dem 
Einzelhandel und die meisten im Groß- 
und Außenhandel die Arbeitgeber auf, 
gemeinsam die Allgemeinverbindlich­
keitserklärung (AVE) bei den zuständi­
gen Ministerien zu beantragen. 

Die Tarifverträge sollen damit verpflich­
tend für alle Unternehmen werden, 
Tarifflucht wäre zwecklos. Doch die Ar­
beitgeber sperren sich. Um die AVE zu 
erleichtern, haben die ver.di-Delegierten 
aus dem Handel bei ihrer Fachbereichs­

konferenz kürzlich einen Antrag an den 
Gewerkschaftskongress im Herbst be­
schlossen (ausführlich dazu Seite 4).

Einen Vorgeschmack auf kommende 
Auseinandersetzungen in den Tarifrun­
den 2019 gaben im April bereits die 
Streiks von Beschäftigten mehrerer ta­
rifloser Unternehmen. Sie forderten in 
der umsatzstarken Woche vor Ostern 
u.a. die Anerkennung der Flächentarif­
verträge des Einzelhandels. Teils mehr­
tägige Arbeitsniederlegungen fanden 
in den Versandzentren von Amazon in 
Rheinberg, Werne, Koblenz, Graben 
und Bad Hersfeld statt.

Bei Karstadt Sports waren an einem 
gemeinsamen Streiktag bundesweit 16 
Filialen beteiligt. Größere Kundgebungen 
gab es Mitte April in Duisburg sowie in 
Dortmund, wo sich Streikende von Ama­
zon, Karstadt Sports, Obi, Douglas, 
Smyths Toys, aus dem Tedi-Lager und 
von Porta Möbel Logistik versammelten. 
»Die Tarifverträge müssen wieder für 
alle Beschäftigten im Einzelhandel gel­
ten«, sagte dort Silke Zimmer, ver.di-
Verhandlungsführerin in NRW. Sie unter­
strich, dass die Umsätze laut Handels­
verband im zehnten Jahr in Folge steigen 
werden. Dies müsse sich auch spürbar 
auf die Einkommen auswirken.� AHA

Streiks für Tarifbindung Einzelhandel: Durch den 
Tarifausstieg vor einigen Jahren fehlen bei Karstadt 
Sports 330 Euro Gehalt pro Monat. In 16 Filialen 
bundesweit wurde deshalb Mitte April die Arbeit 
niedergelegt. Streiks für Anerkennungstarifverträge 
gab es in der Woche vor Ostern auch in mehreren 
Unternehmen in NRW – das Foto oben entstand 
beim Tarifauftakt 2019 – sowie an fünf Amazon-
Standorten (hier in Graben/Bayern)

Obwohl den Kunden offenbar »heile 
Welt« vorgespielt werden soll, ist in 

der neuen Warenhaus-Holding, die jetzt 
Galeria Karstadt Kaufhof heißt, vieles im 
Umbruch. Und es sieht weiter so aus, als 
ob insbesondere der Unternehmensteil 
Kaufhof »kaputtgespart« werden soll.

ver.di protestiert energisch gegen 
diesen Kurs und hat die Arbeitgeber­
seite nach deren Wechsel in die OT-Mit­
gliedschaft (»Ohne Tarif«) ihrer Verbän­
de aufgefordert, über einen Anerken­
nungstarifvertrag zu verhandeln. So soll 
die Tarifflucht gestoppt und die Bindung 
an die regionalen Flächentarifverträge 

wiederhergestellt werden. Ein erster Ver­
handlungstermin zu Kaufhof war für den 
30. April – unmittelbar nach Redaktions­
schluss – vorgesehen.

Kurz vorher lagen die Positionen weit 
auseinander. Die Arbeitgeberseite möch­
te auch den Abschluss eines nur auf die 
Warenhäuser zugeschnittenen Segment-
Tarifvertrages in die Diskussion bringen. 
ver.di wiederum lehnt das Ansinnen der 
Warenhaus-Geschäftsführung strikt ab, 
die Einkommen der Beschäftigten dauer­
haft abzusenken, egal wie sie einen Ta­
rifvertrag benennen möchte. »Die ver.di-
Bundestarifkommission hat klargestellt, 

dass es ohne ein Bekenntnis zum Flächen­
tarifvertrag, eine umfassende Standort- 
und Beschäftigungssicherung sowie ein 
nachhaltiges Zukunftskonzept, das die­
sen Namen verdient, nicht geht«, so 
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Stefanie 
Nutzenberger. »Die Unternehmensfüh­
rung muss aufhören Fakten zu schaffen, 
indem sie Tarifflucht begeht, bereits 
Kündigungen ausspricht und nun schon 
1.800 statt 1.600 Vollzeitstellen in den 
Kaufhof-Filialen streichen will.« 

Die in vielen Kaufhof-Belegschaften 
zu bemerkende Empörung sollte auch 

»Protest gehört auf die Straße!«

Regionaler Tarifauftakt in Würzburg mit klaren Forderungen an die Arbeitgeber
� FOTO: VER.DI
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	TARIFABSCHLUSS ADLER: Nach 
über zwei Jahren Tarifkonflikt und einer 
erfolgreichen ver.di-Druckkampagne 
wurde eine Einigung erzielt� Seite 2

	ZUKUNFTSGERECHT: 130 Delegier-
te aus dem Handel diskutierten, be-
schlossen Anträge und wählten bei den 
Konferenzen des Bundesfachbereichs 
Handel� Seite 4



VER.DI  HANDEL NR. 2  |   MAI 2019Aktuell� Seite 2

 EINZELHANDEL

KURZ & KNAPP

  ONLINE BOOMT: Der Umsatz im 
deutschen Onlinehandel ist in den 
ersten Monaten des Jahres um 11,2 
Prozent gestiegen (Vorjahresquartal: 
10,6 Prozent). Das geht aus Zahlen des 
Bundesverbands E-Commerce und 
Versandhandel (BEVH) hervor. Damit 
wurden die Erwartungen noch über-
troffen, wie der Verband mitteilte. Die 
Kunden kauften im Onlinehandel 
zwischen Januar und März 2019 Wa-
ren für 16,24 Mrd. Euro ein. Die wachs-
tumsstärkste Kategorie waren Lebens-
mittel mit einem Plus von 20,7 Prozent. 
In dem Segment wurden 282 Mio. 
Euro erwirtschaftet. 

  DM LEHNT AB: Bei einem Ge-
spräch zwischen ver.di und dm, das 
Mitte April stattfand, haben es die 
Vertreter der Drogeriemarktkette er-
neut abgelehnt, einen Anerkennungs-
tarifvertrag abzuschließen. In einem 
daraufhin bundesweit verteilten Ge-
werkschaftsflugblatt wird hervorge-
hoben, dass der Tarifvertrag des Ein-
zelhandels für die Beschäftigten bei 
dm das Ziel ist. ver.di ruft dazu auf, 
sich zu organisieren, um »für unsere 
Forderungen kollektiv und solidarisch 
zu kämpfen, bis hin zum Streik«.

  ALIBIVERANSTALTUNGEN: In 
Baden-Württemberg hat der Verwal-
tungsgerichtshof zwei von der Stadt 
Ludwigsburg im Jahr 2017 genehmi-
gte Sonntagsöffnungen nachträglich 
für rechtswidrig erklärt. Die dort or-
ganisierten Oldtimer-Sternfahrten 
bezeichneten die Richter als »reine 
Alibiveranstaltungen«. Für die Stadt 
Herrenberg wurden dagegen zwei 
Sonderöffnungen für rechtmäßig er-
klärt, obwohl der Anlass – ein Fest – 
auch nach den Kriterien des Bundes-
verwaltungsgerichts viel zu weit von 
den offenen Geschäften entfernt ist. 
(siehe Beitrag rechts).

in der aktuellen Tarifbewegung zum Tra­
gen kommen, heißt es in einem Flugblatt: 
»Der Protest gehört auf die Straße!« 
Viele Beschäftigte von Karstadt Sports, 
wo ver.di ebenfalls die erneute Bindung 
an den Flächentarifvertrag sowie Be­
schäftigungs- und Standortsicherung 
anstrebt, sind bereits am 17. April aktiv 
geworden und haben bundesweit 16 
Filialen bestreikt (siehe Seite 1). 

Wie berichtet, haben die Tarifkom­
missionen aller Warenhaus-Unterneh­
men – also auch bei Karstadt Warenhaus 
und Feinkost – in einer gemeinsamen 
Resolution jegliche Form von Tarifausstieg 
abgelehnt. Die Bereitschaft, für die Ta­
rifbindung zum Flächentarifvertrag und 
bessere Einkommen zu kämpfen, wird 
von den Beteiligten als gut eingeschätzt. 

Bei Karstadt Warenhaus gilt ein Zu­
kunftstarifvertrag, der eine Wiederan­
gleichung an das Niveau des Flächenta­
rifvertrages in 2021 vorsieht. Das erfor­
dert nach Einschätzung von ver.di schon 
jetzt Anhebungen, die deutlich über den 
bisher vereinbarten Mindestanhebungen 
von 1,25 Prozent liegen. � A H A

Nach der Kündigung der Adler-Tarifver­
träge Ende 2016 hatte ver.di zunächst 
Aktiven-Kreise und dann eine Tarifkom­
mission gegründet. Diese orientierte auf 
eine sichere Tarifbindung durch Aner­
kennung der Flächentarifverträge und 
mobilisierte bei einer Druckkampagne 
auch zu betrieblichen Aktionen – z.B. 
das Tragen von Buttons im Verkauf – 

Erfolg nach über zwei Jahren Tarifkon­
flikt: Ende März ist ein Tarifabschluss 

zwischen ver.di und der Unternehmens­
leitung der Adler-Modemärkte unter­
zeichnet worden. Alle vom Arbeitgeber 
im November 2016 gekündigten Ver­
einbarungen – wie z.B. der Mantel- und 
Entgelttarifvertrag sowie die tarifliche 
Altersvorsorge und der Tarifvertrag zu 
vermögenswirksamen Leistungen – sind 
wieder in Kraft gesetzt worden.

In zehn Verhandlungsrunden konnten 
zum Teil sehr positive Veränderungen 
durchgesetzt werden, zugleich wurden 
Verschlechterungen wie noch flexible­
re Arbeitszeiten abgewehrt. Der Urlaubs­
anspruch wird schrittweise für alle auf 
36 Werktage erhöht, das ist ab 2022 der 
Fall. Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt 
bei Vollzeit weiter 37,5 Stunden. Erhöht 
werden die Nacht- und Feiertagszuschlä­
ge, die Zuschläge bei Spätöffnungen 
bleiben erhalten. In verschiedenen Ent­
geltgruppen gibt es Tarifanpassungen, 
was für die Kolleg*innen (Beschäftigte/
ver.di-Mitglieder) bei Adler ein weiteres 
Plus im Entgelt bedeutet. Sehr wichtig: 

Adler erkennt die Entgelterhöhungen 
im NRW-Flächentarifvertrag als Refe­
renzgröße für die eigenen Anhebungen 
an. Die Laufzeit der Tarifverträge wur­
de bis zum 31. Dezember 2020 verein­
bart. »Unsere Druckkampagne und die 
klare Haltung unserer Tarifkommission 
haben Wirkung gezeigt«, so ver.di-Ver­
handlungsführer Peter König. 

und Arbeitsniederlegungen. Am 8. und 
9. September 2017 kam es zu den ersten 
Streiks. Anfang Dezember schließlich 
wurden 16 Adler-Modemärkte ganztä­
gig bestreikt. 

Starke Verbesserungen

Das Unternehmen lehnt zwar nach wie 
vor die Anerkennung der regionalen 
Flächentarifverträge ab, war aber nach 
der Druckkampagne und den Warn- und 
Tagesstreiks bereit, die Haustarifverträ­
ge erheblich zu verbessern. Durch den 
Abschluss wird das Niveau der Flächen­
tarifverträge nahezu erreicht, in einigen 
Fällen – zum Beispiel bei den Ausbil­
dungsvergütungen – ist er sogar besser. 
Ungeachtet der Laufzeit haben Adler 
und ver.di ihre wechselseitige Bereit­
schaft zur Fortführung von Gesprächen 
über die Flächentarifverträge für den 
Zeitraum ab 2021 erklärt.� AHA

Jetzt passt es…� FOTO: BR 24
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Aktion in Berlin� FOTO: SEBASTIAN DROST

beitsplätze an die Führungskräfte ge­
wandt. »Wir werden alles versuchen, 
eine Zerschlagung von real zu verhin­
dern«, heißt es in seinem Schreiben. 
ver.di erneuerte die Forderung, dass der 
alte und jeder neue Eigentümer sozial 
verantwortlich handeln muss. »Das heißt 
vor allem Erhalt der Märkte und Siche­
rung der Arbeitsplätze mit echter tarif­
licher Bezahlung«, so Bundesvorstands­
mitglied Stefanie Nutzenberger. »Wenn 
die Zukunft von 34.000 Menschen auf 
dem Spiel steht, muss man Druck ma­
chen«, sagte sie in einem Interview mit 
der »Rheinischen Post« vom 24. April. 
Hier sei auch die Politik gefragt. 
In Nordrhein-Westfalen und anderen 
Bundesländern haben ver.di und Be­
triebsratsmitglieder von real bei ver­
schiedenen Treffen mit Landtags- und 
Bundestagsabgeordneten ihre inten­
siven Bemühungen fortgesetzt, Verbün­
dete im Kampf um eine gute Zukunft 
bei real zu finden. � AHA

Der vom Mutterkonzern Metro für 
die real GmbH eingeleitete Ver­

kaufsprozess, von dem mehr als 34.000 
Menschen betroffen sind, war bei Re­
daktionsschluss dieser Ausgabe (25. 
April) noch immer nicht beendet. 
Den Beschäftigten und ihren Betriebs­
räten wurden von Eigentümerseite nach 
wie vor seriöse Informationen vorent­
halten. Stattdessen gab es zunehmend 
Presseberichte, die über eine mögliche 
Veräußerung des Unternehmens an 
Finanzinvestoren bzw. Immoblienun­
ternehmen spekulierten. Als gesichert 
gilt die Kaufabsicht der Schwarz-Grup­
pe, die rund 100 Standorte in das Un­
ternehmen Kaufland eingliedern will, 
wie sie selbst bestätigt hat. Zu welchen 
konkreten Bedingungen, das ist offen. 
Werner Klockhaus, Gesamtbetriebsrats­
vorsitzender von real (Foto 2.v.l.) hat 
sich mit einem dringenden Appell gegen 
eine drohende Zerschlagung und für 
den gemeinsamen Kampf um die Ar­

Der Konflikt um den arbeitsfreien 
Sonntag beschäftigt weiter die Ge­

richte – und die Gemüter. In Bayern 
provozierte Arbeitsminister Aiwanger 
heftige Proteste, weil er Ende März ei­
nen Generalangriff startete und ver­
kaufsoffene Sonntage ohne besonderen 
Anlass befürwortete. 

Konfliktthema auch 
in der Tarifrunde

ver.di will diese grundgesetzwidrige 
Haltung auch während der Tarifrunde 
zum Thema machen und hat für den 
3. Mai ein bayernweites Aktiventreffen 
der »Allianz für den freien Sonntag« 
geplant. Besonders bemerkenswert ist 
für ver.di, dass der Minister wortbrüchig 
wird. »Aiwanger hatte sich zweimal 
schriftlich gegen weitere Sonntagsöff­
nungen ausgesprochen«, heißt es in 
einem in großer Auflage verteilten Be­
schäftigtenflugblatt. Darin wird zum 
gemeinsamen Widerstand aufgerufen.  
In Berlin verschaffte das Verwaltungs­

gericht dem Senat jetzt eine herbe ju­
ristische Niederlage. In zwei von ver.di 
angestrengten Klageverfahren erklärte 
es die Festlegung flächendeckender 
verkaufsoffener Sonntage aus Anlass 
der Grünen Woche, der Berlinale, der 
Tourismus-Börse und der Berlin Art 
Week im Jahre 2018 für rechtswidrig. 
Die zuständige Arbeitsverwaltung kün­
digte Berufung an. 

Das Berliner Ladenöffnungsgesetz 
verlange für verkaufsoffene Sonntage 
im gesamten Stadtgebiet ein öffentliches 
Interesse, führte das Gericht aus. Das 
aber habe nicht vorgelegen, denn der 
jeweilige Anlass für die Öffnungen sei 
nur auf einer im Verhältnis zur Gesamt­
größe der Stadt kleinen Fläche zu be­
merken gewesen. Das Land Berlin müs­
se die Vorgaben des Bundesverwaltungs­
gerichts zum Begriff »öffentliches In­
teresse« berücksichtigen. Danach 
dürften sich Sonntagsöffnungen ledig­
lich als Annex (Beiwerk) zu einem durch 
die Anlassveranstaltung ausgelösten 
Besucherstrom darstellen. � AHA

Nein, danke – ohne uns!� FOTO: FOTOLIA
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Verkaufsoffen, einfach so?

Tarifabschluss für Adler

Seit mehr als einem Jahr schließt H&M 
landauf, landab Geschäfte – angeb­

lich wegen schlechter Umsätze. Gleich­
zeitig werden aber auch neue Läden 
eröffnet. Doch die Beschäftigten um­
setzen, möchte das Unternehmen nicht.

Aktuelles Beispiel ist die H&M-Filiale 
in der Münchener Kaufinger Straße. Da 
der Mietvertrag Anfang 2020 abläuft, 
wird am 4. Januar 2020 zum letzten 
Mal geöffnet. Anschließend stehen 85 
überwiegend langjährige Beschäftigte 

auf der Straße. »In unmittelbarer Nähe 
gibt es acht Filialen von H&M, COS, 
H&M-Home und anderen Tochtermar­
ken«, sagt Peter Kawan, Mitglied des 
Betriebsrates sowie des GBRs. »Sieben 
weitere Geschäfte liegen ein klein we­
nig weiter entfernt. Doch die Kollegin­
nen und Kollegen aus der Kaufinger 
Straße bekommen von der Geschäfts­
leitung keine Jobgarantie.« Während 

sich bis 2017 die Area-Manager bei 
Schließungen darum kümmerten, die 
betroffene Belegschaft in anderen Fili­
alen unterzubringen, verfolgt H&M 
inzwischen eine andere Strategie: Per­
sonalbesetzungen sollen ausschließlich 
über die Jobbörse ablaufen, bei der die 
Filialen ihren Stellenbedarf anmelden.

Was vor allem bei den Offerten in 
der Jobbörse auffällt, ist die Anforderung 
an die Flexibilität. In der Kaufinger Stra­
ße gibt es hingegen viele Verträge über 
feste Teilzeit und Festlegungen zur 
Abend- oder Samstagsarbeit, weil hier 
viele Alleinerziehende sowie Schwer­
behinderte arbeiten.
»Anfang März gab es Verhandlungen 
mit dem Arbeitgeber über einen Inte­
ressenausgleich und Sozialplan sowie 
mögliche Weiterbeschäftigungen«, 
sagt Peter Kawan. »Dabei waren wir auf 
einem konstruktiven Weg.« Doch kurz 
darauf schaltete sich der H&M-Anwalt 
ein und wies jedes Entgegenkommen 
zurück. Immerhin lehnen die Betriebs­
räte in anderen Münchener Filialen 
derzeit Einstellungen ab, um Plätze für 
die Kolleg*innen aus der Kaufinger 
Straße freizuhalten. Doch es gibt auch 
betriebsratslose Geschäfte, und dem­
nächst soll eine weitere Filiale in Mün­
chen eröffnen, deren Personalbedarf 
möglicherweise komplett über die Job­
börse gedeckt wird. Bis zur Schließung 
der Filiale wollen die Beschäftigten und 
ihr Betriebsrat aber weiter alles versu­
chen, um bei H&M weiterbeschäftigt 
zu werden� GG

F I L I A L S C H L I E S S U N G E N  U N D  N E U E R Ö F F N U N G E N

H&M verwehrt Jobgarantie

� FOTO: ARCHIV

KEINE 
ZERSCHLAGUNG!
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E ine weibliche Doppelspitze bildet seit 
Ende März den Vorsitz des ver.di-

Bundesfachgruppenvorstandes Groß- 
und Außenhandel (GAH): Bei der 5. 
Bundesfachgruppenkonferenz in Bad 
Neuenahr wählten alle 18 stimmberech­
tigten Delegierten Silke Mayer-Seidler 
aus dem Landesbezirk Rheinland-Pfalz 
– Saar, die aus dem Unternehmen Net­
to kommt, zur neuen Vorsitzenden. 
Ebenso einstimmig wurde Heidi Mül­

lenberg aus dem Landesbezirk NRW, 
beschäftigt bei Metro C&C, zur stell­
vertretenden Vorsitzenden gewählt. Als 
dritte Frau im Vorstand wählten die 
Delegierten schließlich Gabriele Menge-
Ullbrich aus dem Landesbezirk Nie­
dersachsen – Bremen als Schriftführerin. 

Neben der Spitze wurde auch der ge­
samte, derzeit aus 24 Mitgliedern be­
stehende Bundesfachgruppenvorstand 
einstimmig gewählt. 

Außerdem lag der Bundesfachgrup­
penkonferenz der Geschäftsbericht der 
zurückliegenden fünf Jahre vor, den der 

bisherige Vorsitzende Reinhard Mast 
um einige Hinweise zur Tarifarbeit und 
Mitgliederentwicklung ergänzte. Am 
Ende der Konferenz wurde Reinhard 
Mast verabschiedet und für sein ehren­
amtliches Engagement gedankt – er war 
Vorsitzender des Bundesfachgruppen­

vorstandes GAH seit seinem Bestehen 
bis zur diesjährigen Wahl. Auf große 
Resonanz traf bei der Konferenz wegen 
seiner Aktualität der Vortrag von Frank 
Eilers zum Thema »Wenn der Kühl­
schrank klingelt – Digital total und der 
Wandel der Arbeitswelt«. Anträge gab 
es bei dieser Bundesfachgruppenkon­
ferenz nicht (ausführlicher Bericht zur 
Bundesfachbereichskonferenz Handel 
auf Seite 4).� G U D R U N  G I E S E



KURZ & KNAPP

  GUTER START: Die BayWa AG ist 
nach eigenen Angaben gut ins neue 
Jahr gestartet. So erwartet der Han-
delskonzern bereits im 1. Quartal 2019 
ein deutlich besseres Ergebnis als im 
Vorjahreszeitraum. Im Agrarhandel 
sei, eine durchschnittliche Klima- und 
Vegetationsentwicklung vorausge-
setzt, mit deutlichen Ergebnissteigerun
gen zu rechnen, so Vorstandsvorsitzen
der Lutz. Im Geschäftsjahr 2018 belief 
sich das Vorsteuerergebnis auf 172,4 
Mio. Euro (Vorjahr: 171,3 Mio).

N E U E R  B U N D E S F A C H G R U P P E N V O R S T A N D
GROSSHANDEL

Frauenpower im GAH
Der neugewählte Bundesfachgruppenvorstand Groß- und Außenhandel� FOTO: UDO MILBRET

Fast zeitgleich, wenn der Insolvenz­
verwalter Ende April seinen entschei­

denden Bericht über die Zukunftschan­
cen des Buchzwischenhändlers Koch, 
Neff & Volkmar (KNV) abgeben muss, 
soll in Erfurt bei KNV Logistik ein Be­
triebsrat gewählt werden. 

Beschäftigte kritisierten
die Arbeitsbedingungen

Ronny Streich von ver.di hört die Nach­
richten aus dem Zentrallager des Bran­
chenriesen mit mehr als gemischten 
Gefühlen. Seitdem das Lager des Buch-
Grossisten vor den Toren Erfurts 2014 
eröffnet wurde, hat sich der Thüringer 
ver.di-Sekretär um die fast 1.000 Be­
schäftigten bemüht. Er versuchte, eine 
Betriebsgruppe der Gewerkschaft zu 
gründen und die Wahl einer Interessen­
vertretung anzuregen. Gründe gab es 
genug: Beschäftigte kritisierten prekäre 
Arbeitsbedingungen ähnlich wie bei 
Amazon und Zalando, Arbeitszeit-Will­

kür bei einer offiziellen 40-Stunden-
Woche (»Schichtende ist, wenn der 
Vorgesetzte dies verkündet«).

KNV hatte sein 175.000-Quadratme­
ter-Zentrallager aus geografischen Er­
wägungen, wohl aber auch mit Blick 
auf billigere Arbeitskräfte nach Thürin­
gen verlegt. Tatsächlich gingen nur 
wenige Fachkräfte mit nach Erfurt, am 
Stammsitz in Stuttgart und in Köln gab 
es deshalb zahlreiche Entlassungen. Für 
die neu Angeheuerten im Lager und 
beim Lieferdienst blieb Tariflohn ein 
Fremdwort, Leiharbeiter machten zeit­
weise ein Viertel der Belegschaft aus. 

Handzahmer Betriebsrat?

»Zwei Jahre haben wir uns richtig ab­
gemüht«, sagt Ronny Streich, der Aktive 
sammelte, denen bei einer Werbeakti­
on vor dem Betriebsgelände auch mit 
Polizei gedroht wurde. Nach Anfein­
dungen – »Null mit einer Gewerkschaft!« 
– und regelrechten Rausschmissen ga­

ben ver.di-Mitglieder auch auf und 
fanden anderswo bessere Stellen. 

Als sich Ende 2018 wirtschaftliche 
Schwierigkeiten zuspitzten, kümmerte 
sich der ver.di-Mann, bestärkt von Be­
triebsräten am Stammsitz, neuerlich 
um Organizing. Umsonst. Mitte Februar 
verkündete KNV die Insolvenz. Nur Tage 
später gab es in Erfurt eine Betriebsver­
sammlung – ganz ohne ver.di. Über­
raschende Folge: Eilig soll ein Betriebsrat 
gewählt werden; initiiert aus der mittle­
ren Leitungsebene, sollen fünf gewerk­
schaftsfreie Listen kandidieren. Will 
KNV sein Image als Arbeitgeber wieder 
aufpolieren? Hat der Insolvenzverwalter 
ein Wort mitgesprochen? Oder braucht 
man einfach ein handzahmes Gremium, 
um einen Sozialplan zu verhandeln? 
Ronny Streich kann nur spekulieren. Doch 
dass so Arbeitsplätze gesichert, Tarife 
geregelt werden und den Beschäftigten 
planbare Perspektive eröffnet werden, 
bezweifelt nicht nur er (siehe auch 
Beitrag in Publik, S. 5).� NEH

Plötzlich wird gewählt

E inmal mehr waren die Arbeitgeber 
nicht bereit, in eine erste Tarifver­

handlungsrunde mit einem Angebot zu 
starten. Obwohl in Bayern, wo Anfang 
April erstmals in diesem Jahr für 240.000 
Beschäftigte im Groß- 
und Außenhandel verhan­
delt wurde, die ver.di-
Forderungen bereits seit 
einem Monat vorlagen, 
kam von der anderen Sei­
te – Nichts!

Auch in Baden-Würt­
temberg, wo zwei Tage 
später die erste Verhandlungsrunde 
anstand, und in Hamburg (18. April) 
verlegte sich die Arbeitgeberseite aufs 
Mauern. So könnte es in diesem Jahr 
hitzig zugehen, denn die Beschäftigten 
haben in Mitgliederbefragungen vorab 
deutlich gemacht, dass sie kräftige Ent­
gelterhöhungen ebenso erwarten wie 
die Allgemeinverbindlichkeit der Tarif­
verträge.

Bei der Tarifkoordinierungskonferenz 
Anfang April wurden die Eckpunkte für 
die diesjährige Entgeltrunde im GAH 
vorgestellt: Danach soll ein Entgeltab­

schluss eine 12-monatige Laufzeit ha­
ben. In den Befragungen habe sich 
gezeigt, wie wichtig dieser Aspekt vie­
len Mitgliedern sei. Außerdem müsse 
es zwingend einen tabellenwirksamen 

Tarifabschluss mit einer 
deutlichen Reallohn­
steigerung (6,5 bis 7 
Prozent bzw. 160 bis 
190 Euro/Monat, lauten 
die Forderungen je 
nach Landesbezirk) ge­
ben. Das gelte ebenso 
für die Ausbildungsver­

gütungen, die um 100 Euro steigen 
sollen.

Eckpunkte für die
Entgeltrunde 2019

Zeichne sich in einem Tarifbezirk ein 
Abschluss ab, so ein weiterer Eckpunkt, 
finde eine bundesweite telefonische 
Abstimmung unter Beteiligung eines/
einer ehrenamtlichen Kolleg*in statt. 
Entschieden werde für das jeweilige 
Tarifgebiet. Ziel sei es, die Tarifsituation 
zu diskutieren und einen möglichen 

Tarifabschluss daraufhin zu bewerten, 
ob das Kriterium der deutlichen Real­
lohnsteigerung erfüllt sei. »Nur Landes­
bezirke, die aktiv für einen guten Ab­
schluss gekämpft haben, dürfen den 
ersten Abschluss tätigen. Ausnahmen 
sind qualitativ bessere Angebote in Ta­
rifbezirken, die noch nicht gekämpft 
haben. Dieses Angebot muss dann bun­
desweit akzeptiert sein.« 

Das Thema Allgemeinverbindlichkeit 
der Tarifverträge (AVE) wird in der dies­
jährigen Tarifrunde in den Landesbezir­
ken eine große Rolle spielen, in denen 
regionale Tarifkommissionen dazu Be­
schlüsse gefasst bzw. sich beraten ha­
ben. Das sind Bayern GAH, Berlin GAH, 
Brandenburg GAH und genossenschaft­
licher Großhandel (gGH), Hamburg, 
Hessen GAH und gGH, Mecklenburg-
Vorpommern, Schleswig-Holstein, NRW, 
Saarland, Sachsen-Anhalt GAH und gGH 
sowie Niedersachsen-Bremen GAH und 
gGH. Anfang Mai wird es in verschie­
denen Landesbezirken einen Edeka-Ak­
tionstag sowie verschiedene weitere 
betriebliche Aktionen geben.	

G U D R U N  G I E S E
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Erstes Angebot: 0,0 %
M itte Mai soll es so weit sein: Die 

rund 1.300 Beschäftigten des Bio­
großhändlers Dennree im oberfränki­
schen Töpen werden erstmals einen Be­
triebsrat wählen können. Vorangegan­
gen war zunächst ein erhebliches, vom 
Arbeitgeber verursachtes Hick-Hack.

»Anfangs hat die Firmenleitung die Ar­
beit des Wahlvorstandes gezielt behin­
dert«, berichtet der zuständige ver.di-
Sekretär Paul Lehmann. Die Zusammen­
arbeit von Arbeitgeber und Wahlvor­
stand habe nicht funktioniert, und auch 
die beantragte Kostenübernahme für 
das notwendige Seminar der Vorstands­
mitglieder sei ins Leere gelaufen. Doch 
im März schwenkte der Arbeitgeber um 
– möglicherweise unter dem Einfluss 
von Presseberichten sowie nach Einschal­
tung der Parlamentarischen Staatssekre­
tärin im Bundesarbeitsministerium An­
ette Kramme (SPD). »Auf jeden Fall 
konnte der Wahlvorstand inzwischen 
seine gesetzlich vorgeschriebene Schu­
lung absolvieren, nachdem die Firmen­
leitung die Kostenübernahme zugesagt 
hatte«, sagt Paul Lehmann. Etwas zäh 
laufe momentan die Übermittlung der 
Beschäftigtenlisten, die für die Wahl auf 
einem aktuellen Stand sein muss.

Generell sieht der Gewerkschaftssekre­
tär die Entwicklung bei Dennree in 
Töpen positiv: Die ver.di-Mitgliederzahl 
entwickle sich nach oben, und mit der 
Betriebsratswahl werde endlich auch 
in diesem prosperierenden Unterneh­
men der zentrale Schritt zur Mitbestim­
mung vollzogen. Im Biohandel sind 
Betriebsräte und Tarifvereinbarungen 
bisher immer noch die Ausnahme. Mit 
der Firmengruppe Dennree, die im ver­
gangenen Jahr rund 1 Milliarde Euro 
(insgesamt im Groß- und Einzelhandel) 
umsetzten, wird nun einer der größeren 
Betriebe der Teilbranche eine erste Ar­
beitnehmervertretung erhalten.� GG

W A H L  B E I M  B I O H Ä N D L E R  D E N N R E E

Endlich ein Betriebsrat

Dennree-Logistik

Kommissionierbereich in Erfurt� FOTO: KNV
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N ie war es für Menschen einfacher 
als heute, sich vom heimischen 

Sofa aus mit allem einzudecken, was 
das Konsument*innenherz begehrt. Ob 
Lebensmittel, Spezialwerkzeug oder 
eine schicke Klamotte – alle Waren die­
ser Welt sind quasi nur einen Maus-Click 
entfernt. Der Paketbote oder der Kurier 
von Lieferando buckelt das Gewünsch­
te bis zur Wohnungstür. Fertig ist die 
schöne neue Konsumwelt.

Wie es so weit kommen konnte, und 
wie der Einzelhandel innerhalb weniger 
Jahre vom ausschließlich stationären 
Angebot in Läden und Warenhäusern 

auf den Weg zur Rund-um-die-Uhr-On­
linebörse gebracht werden konnte, das 
beleuchten Jürgen Glaubitz und Lena 
Widmann in einer Teilbranchenanalyse 
von ver.di unter dem Titel »Von Paketen, 
Menschen und ›Mäusen‹ – Zur Situation 
im E-Commerce«. 

Ausgehend vom klassischen Versand­
handel via Katalog wird der Bogen schnell 
zum mittlerweile ausgedehnten Online-
Angebot geschlagen, dem sich auch der 
stationäre Handel immer mehr öffnen 
muss – Stichwort: Multi-Channel-Han­
del –, um nicht vollends von den großen 
Onlineanbietern abgehängt zu werden.

Unter die Lupe genommen werden 
Amazon als Nummer Eins in diesem 
Sektor, der Versandhändler Otto, dem 
der Übergang zu Online geglückt ist 
sowie das einstige Berliner Start-up-Un­
ternehmen Zalando, bei dem längst 
Investoren und das große Geld regieren.

Vor allem beleuchtet die Broschüre 
die Arbeitsbedingungen der im Online­
handel Beschäftigten. Dass hier vieles 
im Argen liegt, ist nicht erst seit den 

andauernden Streiks bei Amazon für 
eine Bezahlung nach den Tarifverträgen 
des Einzel- und Versandhandels bekannt. 
In der Broschüre wird nachvollziehbar 
hergeleitet, warum eine tarifliche Be­
zahlung ebenso überfällig ist wie bes­
sere Arbeitsbedingungen, und dass die 

Anbieter das gut leisten könnten – denn 
der Onlinehandel ist ohnehin durch er­
hebliche Kostenvorteile gegenüber dem 
stationären Einzelhandel begünstigt.

Im abschließenden Kapitel heißt es, 
dass auch die Politik gefragt sei, die 
Marktmacht der Online-Riesen zu kon­

trollieren sowie angemessene Steuern 
auf die enormen Gewinne in diesem 
Handelssegment zu erheben. Die Bun­
desregierung wolle nun »den Steuer­
betrug auf Onlineplattformen eindäm­
men«. Und: Ein Internetmulti wie Ama­
zon dürfe sich nicht länger in Europa 
»arm rechnen« können.� GG

Die Broschüre kann heruntergeladen: 
handel.verdi.de/einzelhandel 

Cover der Broschüre

WAHL DER NEUEN  
EHRENAMTLICHEN 
VORSITZENDEN 

Als neue Vorsitzende wurde bei der 
Konstituierung des ehrenamtlichen 
Bundesfachbereichsvorstandes Han-
del Angela Schirmer gewählt. Sie 
kommt aus Bayern und arbeitet beim 
SB-Warenhausunternehmen real. Ihre 
Stellvertreterin ist Marion Aldorf 
(Nordrhein-Westfalen), die beim Phar-
magroßhändler Alliance Healthcare 
beschäftigt ist.

Gabriela Sold aus Rheinland-Pfalz/
Saarland, die bei Rewe beschäftigt 
ist, wurde zur neuen Vorsitzenden 
der Bundesfachgruppe Einzelhandel 
gewählt. Ihr Stellvertreter ist Man-
fred Schick (Bayern), von der Edeka-
Gesellschaft NK Südfilialen GmbH.

Silke Mayer-Seidler (r.) aus Rhein-
land-Pfalz/Saarland, die bei Netto 
Marken Discount beschäftigt ist, wur-
de zur neuen Vorsitzenden der Bun-
desfachgruppe Groß- und Außenhan-
del gewählt. Ihre Stellvertreterin ist 
Heide Müllenberg (Nordrhein-West-
falen), die bei Metro Cash & Carry 
arbeitet (siehe auch Seite 3)

Die Online-Umsätze legen weiter stark zu� FOTO: PIXABAY.COM

Schöner, neuer Konsum?
N E U E  V E R . D I - B R O S C H Ü R E  B E L E U C H T E T  D I E  G R A V I E R E N D E N  A U S W I R K U N G E N  D E S  O N L I N E H A N D E L S

Zukunft« und »gerecht« sind zwei 
Wörter, die typisch für die Arbeits­

bedingungen von rund 5,1 Millionen 
Beschäftigten im Handel sein sollten. 
Sind sie aber nicht, denn die Wirklich­
keit sieht deutlich anders aus. Hier po­
sitiv zu wirken und Veränderungen im 
Interesse der Mitglieder herbeizufüh­
ren, ist das Ziel der Gewerkschaftsarbeit 
von ver.di, die unter dem Motto »Zu­
kunftsgerecht« kürzlich in Bad Neuen­
ahr diskutiert wurde.

Über 130 ehrenamtliche ver.di-Dele­
gierte aus dem Einzelhandel sowie aus 
dem Groß- und Außenhandel haben 
vom 25. bis zum 27. März auf ihren 
Fachgruppenkonferenzen und im An­
schluss daran gemeinsam bei der Bun­
desfachbereichskonferenz Handel ge­
tagt. Sie zogen Bilanz und stellten u.a. 
mit zahlreichen Beschlüssen die Weichen 
für die zukünftige Arbeit. 

Stefanie Nutzenberger wurde erneut 
als Leiterin des Fachbereichs Handel ge­
wählt und ist als Mitglied des Bundes­
vorstands nominiert worden – diese Wahl 
erfolgt auf dem ver.di-Bundeskongress 
im Herbst. Sie setzte sich mit 61,2 Prozent 
der Stimmen gegen den ebenfalls kandi­
dierenden Arno Peukes durch, der zuvor 
einige Jahre den Fachbereich Handel in 
Hamburg geleitet hat und verschiedene 
Funktionen auf Bundesebene ausübte.

Zur positiven Bilanz der Gewerkschafts­
arbeit von ver.di zählen die realen Ein­
kommenserhöhungen in den Tarifrunden 
sowie Erfolge bei Unternehmen wie 
Esprit, Zara und Primark, wo die Tarif­
bindung hergestellt werden konnte. Bei 
Lidl wurde die Geltung des Einzelhan­
delstarifvertrages für 20 Lagerstandor­
te vereinbart. Begleitend zum Verkauf 
von Kaiser’s / Tengelmann schloss ver.di 
Tarifverträge ab, mit denen dort u.a. 
die Tarifbindung und die Betriebsrats­

strukturen geregelt wurden. Bei Primark 
kam der erste Gesundheitstarifvertrag im 
Handel zustande; Thema ist eine gesund­
heitsförderliche Führung. In den Amazon-
Versandzentren wurde die Tarifbewegung 
spürbar stärker. Und im Großhandel steht 
als gutes Beispiel der Abschluss eines An­
erkennungstarifvertrages für die Selgros-
Märkte, die 2016 auf das Unternehmen 
Transgourmet verschmolzen wurden. 

Sehr wichtig sind auch die Erfolge im 
Kampf für die arbeitsfreien Sonn- und 
Feiertage sowie die Solidaritätsarbeit 
entlang der globalen Lieferketten – her­
vorzuheben sind das Engagement zur 
Verbesserung der Arbeits- und Lebens­
bedingungen bei der Textilproduktion 
in Bangladesch und bei der Produktion 
von Orangensaft in Brasilien. 

Große Herausforderungen haben sich 
durch die Tarifflucht von real ergeben, 
wo ver.di gemeinsam mit den Betriebs­
räten gegen eine drohende Zerschlagung 
des Unternehmens kämpft. Im Waren­
hausbereich müssen die Folgen des 
Zusammenschlusses von Karstadt mit 
dem ebenfalls tarifflüchtigen Kaufhof 

gemeistert werden. Kernaufgabe des 
Bundesfachbereichs wird es in den kom­
menden Jahren sein, offensiv für die 
Durchsetzung der Allgemeinverbind­
lichkeitserklärung (AVE) der Tarifverträ­
ge einzutreten, damit sie überall im 
Handel angewendet werden. Damit soll 
die durch Tarifflucht und prekäre Ar­
beitsverhältnisse bedingte Erosion des 
Tarifvertragssystems gestoppt und das 
sehr hohe Risiko der Altersarmut ein­
gedämmt werden.

Für Tarifverträge, an die
sich alle halten müssen

Beschlossen wurde ein Antrag an den 
ver.di-Bundeskongress, in dem Ge­
setzesänderungen zur Erleichterung der 
AVE gefordert werden. Dies wird als 
notwendig gesehen, da sowohl die re­
gionalen Arbeitgeberverbände im Han­
del, als auch deren Bundesverbände seit 
Jahren eine gemeinsame Beantragung 
der Allgemeinverbindlichkeit der jewei­
ligen Tarifverträge bei den Landesar­
beitsministerien verweigern. Das Thema 
gelangt so nicht einmal in die zustän­
digen Tarifausschüsse. 

Deshalb soll die AVE-Beantragung 
zukünftig »durch eine der Tarifparteien« 
möglich sein, wie es in dem Beschluss 
der Bundesfachbereichskonferenz heißt. 
Und weiter: »Wenn ein öffentliches 
Interesse besteht, ist die AVE des Tarif­
vertrages zu erteilen, wenn nicht mehr 
als 50% der Mitglieder des Tarifaus­
schusses dies ablehnen.« 

Der Kampf gegen Erwerbs- und Al­
tersarmut im Handel spielte bei den 
Konferenzen eine große Rolle. Ange­
nommen wurde beispielsweise ein An­
trag an den Bundeskongress im Herbst, 

dass ver.di »die sofortige Einführung 
eines gesetzlichen und flächendecken­
den Mindestlohns von 12 Euro« fordert.

Das uneingeschränkte Recht von Teil­
zeitbeschäftigten wieder in Vollzeitbe­
schäftigung zurückzukehren sowie eine 
gesetzliche Regelung, um den Miss­
brauch von Befristungen durch Arbeit­
geber zu unterbinden, wird in einem 
Antrag an den ver.di-Bundesvorstand 
gefordert. In zwei weiteren Beschlüssen 
wird das Ziel verfolgt, die Organisation 
für die Arbeit der Schwerbehinderten­
vertretungen zu sensibilisieren und die 
gesellschaftliche Teilhabe behinderter 
und von Behinderung bedrohter Men­
schen zu fördern.

Wie es organisationspolitisch mit ver.di 
im Handel weitergehen soll, ist Anliegen 
eines weiteren Beschlusses: Vereinbart 
wurde eine offene Zukunftsdiskussion 
im gesamten Fachbereich. Auf Landes­
ebene begonnene Gespräche mit dem 
Fachbereich 10 (Postdienste, Spedi­
tionen, Logistik) zu einer eventuellen 
späteren Kooperation sollen auf der Ebe­
ne des Bundesfachbereichs »konstruktiv, 
aber ergebnisoffen« fortgeführt werden. 
Angenommen wurde auch ein Antrag 
an den Bundeskongress, die Organisa­
tionswahlen künftig jeweils alle fünf 
statt vier Jahre stattfinden zu lassen.

»Gewaltprävention im Handel« und 
damit die Verbesserung des Schutzes 
der im Handel beschäftigten Frauen wird 
das frauenpolitische Schwerpunktthema 
des Fachbereichs. Dazu sollen auch 
bundesweit konkrete nächste Schritte 
u.a. mit Arbeitgebern und Berufsgenos­
senschaften debattiert und eingeleitet 
werden, wie die Delegierten auf Antrag 
der Bundesfachbereichsfrauenkonferenz 
festlegten. � AHA

Beschlüsse für gute, fair bezahlte Arbeit

Der neue Vorstand des Bundesfachbereichs Handel� FOTOS: UDO MILBRET

Zukunftsgerecht im Handel
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